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 Barometer 
Das Barometer zeigt wichtige Daten, die im letzten Quartal im Zusammenhang mit Haus-, 
Fach- und Zahnärzten sowie Apothekern veröffentlicht wurden. Sie fundieren die Bera-
tung und erlauben eine bessere Einschätzung der aktuellen ökonomischen Entwicklung  
in dieser Branche.

Niedergelassene: gutes Klima für Investitionen 
Eine aktuelle Leserumfrage der Verlagsgruppe Springer Medizin und Deutscher Bank zeigt, dass 
die Stimmung der Niedergelassenen mehrheitlich „verhalten optimistisch“ ist und sie die Rah-
menbedingungen für Investitionen als gut einschätzen. 45 % der 300 Umfrageteilnehmer rechnen 
mit einer „guten“, „sehr guten“ oder „ausgezeichneten“ Entwicklung ihrer Praxis im laufenden 
Jahr. Lediglich 12,5 % gehen von einer „schlechten“ und ein Drittel von einer „weniger guten“ 
Entwicklung aus. Diese überwiegend positive Einschätzung der wirtschaftlichen Lage findet of-
fenbar auch Niederschlag in der Investitionsbereitschaft. So plant rund ein Viertel der befragten 
Mediziner kurzfristig und rund 30 % in den nächsten sechs bis 36 Monaten eine Investition in die 
eigene Praxis (vgl. Abb.). 42,2 % haben keine Investitionen ins Auge gefasst.

Geplante Investitionen in die eigene Praxis
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Quelle: Ärztezeitung  Grafik: REBMANN RESEARCH

Aus der Umfrage lässt sich ferner ableiten, dass Ärzte Investitionen vorwiegend nicht aus um-
satz- oder gewinnmaximierenden Gründen tätigen, sondern vielmehr, um das Klima in der Praxis 
und die Qualifikationen der Mitarbeiter zu verbessern sowie um den Patienten eine bessere me-
dizinische Versorgung angedeihen zu lassen. 8,5 % der Ärzte sehen eine Investition in koopera-
tive Praxisstrukturen vor. An der Spitze der Investitionsanlässe steht jedoch die „Fortbildung für 
Praxisinhaber und Team“ (40,8 %) gefolgt von der „EDV-/Online-Anbindung“ (33,3 %) und neuen 
Geräten (27,6 %). Von den Investitionen erhoffen sich die Mediziner in erster Linie eine „Steigerung 
der Arbeitszufriedenheit“ (45,6 %) sowie eine „Steigerung des medizinischen Nutzens“ (32,0 %). 

30,6 % bezwecken eine „höhere Patientenzufriedenheit und Patientenbindung“. 23,1 % investie-
ren, um die Praxisübergabe vorzubereiten.

Neben der überwiegend positiven Einschätzung der eigenen wirtschaftlichen Lage dürfte auch 
das günstige Zinsumfeld für eine erhöhte Investitionsbereitschaft sorgen. Zusätzlich zu den Nied-
rigzins-Krediten stehen öffentliche Fördermittel sowie gegebenenfalls Mittel aus den Struktur-
fonds der Kassenärztlichen Vereinigungen zur Niederlassungsförderung zur Verfügung. Einige 
Bundesländer haben mit speziellen Förderprogrammen bereits Eigeninitiative ergriffen, um dem 
Ärztemangel in ländlichen Gebieten entgegenzuwirken. Ferner ergeben sich bei einer entspre-
chenden steuerlichen Gestaltung auch direkte monetäre Vorteile. Nicht zuletzt ist aufgrund der 
zunehmenden Überalterung der niedergelassenen Ärzte der Anteil jener Mediziner hoch, bei de-
nen kurz- bis mittelfristig die Praxisabgabe ansteht. Hier können Investitionen (z. B. in koopera-
tive Berufsstrukturen) eine wichtige Rolle im Rahmen der Praxisabgabestrategie spielen und die 
Chancen auf den Erfolg wesentlich verbessern. Trotz des günstigen Umfelds sollten sich Praxi-
sinhaber ausreichend Zeit für fundierte Investitionsentscheidungen nehmen (vgl. Tabelle) und auf 
die Expertise von Steuer- und Finanzexperten zugreifen. Insbesondere größere Investitionsent-
scheidungen weisen oft eine langfristige strategische Bedeutung auf und führen zu einer meist 
mittel- bis langfristigen Bindung von Kapital in Vermögenswerten.

Checkliste für Investitionen  

To do’s ■  �Investitionsplan (Rentabilität des eingesetzten Kapitals: Übersteigen die mithilfe  
der Investition erzielten Einnahmen die entsprechenden Ausgaben? Wie schnell  
ist der Rückfluss des eingesetzten Kapitals? 

■  �Finanzierungsplan (Sind die Finanzierungskosten tragbar? Entspricht die  
Finanzierungslaufzeit der Nutzungsdauer der Investitionsgüter bzw.  
berücksichtigt sie den Zeitpunkt der geplanten Abgabe der Praxis?)

■  �Marktanalyse (Besteht Bedarf für den Absatz der Leistung?)

Auswirkungen auf 
Betriebskosten

■  �Trägt die Investition beispielsweise zu verbesserten und schnelleren Abläufen  
in der Praxis bei und senkt so die laufenden Kosten?

■  �Sind Kostensteigerungen (z. B. höherer Einsatz von Verbrauchsmaterialien,  
Mehrbedarf an Energie, kostspielige Wartungsverträge etc.) zu erwarten?

■  �Erweisen sich die Einnahmen als kostendeckend?

Auswirkungen auf  
die Einnahmen

■  �Erlaubt die Investition Mehreinnahmen (GKV, PKV, IGeL)?
■  �Ist die Leistung mit einer Deckelung verbunden?

Strategiecheck ■  �Passt die Investition in die Praxisstrategie?
■  �Sind evtl. Kooperationen, wie Gerätegemeinschaften etc., denkbar,  

um die Auslastung kapitalintensiver Geräte zu optimieren?
■  �Steigt durch die Investition die Chance einer erfolgreichen Praxisabgabe? 
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Neue GOÄ: Chancen auf Umsetzung steigen 

Bei seiner Jahreshauptversammlung am 29. März 2014 hat der Privatärztliche Bundesverband 
(PBV) einen Überblick über erste Regelungen zur geplanten neuen Gebührenordnung für Ärzte 
(GOÄ) gegeben. Anlässlich des 117. Deutschen Ärztetages wurden von der Bundesärztekam-
mer (BÄK) nun weitere Details vorgestellt. Trotz vieler Vorbehalte haben die Delegierten ihrem 
Verhandlungsführer Dr. Theodor Windhorst (Präsident der Ärztekammer Westfalen) jedoch den 
Rücken für das weitere Vorgehen gestärkt. Als großen Erfolg bezeichnete die BÄK die bereits 
im November 2013 mit dem PKV-Verband geschlossene Rahmenvereinbarung, bei der wichtige 
Forderungen der Ärzte, wie die Beibehaltung der Einzelleistungsvergütung und der Verzicht auf 
Selektivverträge sowie Mengensteuerungen, Budgetierungen oder Pauschalierungen nach dem 
Vorbild des EBM, durchgesetzt werden konnten. 

Künftig soll die neue GOÄ aktuelle Behandlungs- und Diagnosemethoden abbilden und kontinu-
ierlich weiterentwickelt werden. Insgesamt sind rund 4.000 Gebührenziffern geplant. Aufgrund 
der 1982 nur unzureichenden Aktualisierung sind Ärzte bislang gezwungen, neue Leistungen über 
andere, aus Kostensicht vergleichbare Leistungen (sog. Analogleistungen) abzurechnen, da sie 
in der gegenwärtigen GOÄ keine Abbildung finden. Die Möglichkeit der Analogziffern wird jedoch 
trotzdem erhalten bleiben, um die Einführung innovativer Leistungen zu beschleunigen. Ein be-
sonderes Anliegen besteht darin, wichtige medizinische Innovationen künftig zeitnah in der GOÄ 
abzubilden. Entsprechende Anpassungen der GOÄ sollen schnell und unbürokratisch durch ein 
Gremium der Selbstverwaltung aus BÄK, PKV und Beihilfeträgern erfolgen.

Ferner sind ein kontinuierliches Monitoring der künftigen Gebührenordnungspositionen pro Quar-
tal und eine laufende Erneuerung der GOÄ geplant. Somit sollen u. a. ungerechtfertigte bzw. auf-
fällige Entwicklungen hinsichtlich Leistungsausweitungen oder -abfällen schnell identifiziert wer-
den. Ferner sind u. a. folgende Änderungen vorgesehen:

■  �Abrechnungssätze: Der bislang im Regelfall abgerechnete 2,3-fache Satz der GOÄ soll durch ei-
nen sog. „robusten Einfachsatz“ abgelöst werden. Ziel ist, neben der Erhöhung der Transparenz 
zu verhindern, dass Ärzte auf einen höheren Satz zurückgreifen müssen, um einen rentablen 
Praxisbetrieb zu erreichen. In seltenen Fällen soll mit entsprechender Begründung künftig ein 
maximaler Abrechnungssatz des 2,0-Fachen möglich sein. 

■  �Gesprächsleitungen: Die sprechende Medizin wird über eine bessere Honorierung der ent-
sprechenden Leistungen gefördert. Dies gilt insbesondere für länger dauernde Beratungen. So  
ist z. B. für eine homöopathische Erstanamnese die Erhöhung des Honorars von 117,91 auf 
183,60 Euro geplant.

■  ��Hausbesuche: Die Vergütung von gegenwärtig 42,90 Euro bei 2,3-fachem Satz für den Hausbe-
such (GOÄ 50) soll auf 76,94 Euro angehoben werden. Dabei ist die Möglichkeit der gesonderten 
Berechnung parallel geleisteter (bislang jedoch nicht extra vergüteter Beratungen (GOÄ 1) und 

symptomorientierter Untersuchungen bzw. Untersuchungen eines Organsystems (GOÄ 5 oder 
7) geplant. Sofern die Beratung länger als zehn Minuten dauert und zusätzlich ein Organsystem 
untersucht wird, erhöht sich das Honorar bspw. auf 130,56 Euro. Hinzu kommen verbesserte 
Unzeitzuschläge. Für die Vergütung für die unverzüglichen Ausführung eines Besuchs ist eine 
Anhebung von 9,33 auf 52,46 Euro vorgesehen. 

■  �Ärztliche Leichenschau: Die Vergütung der gegenwärtig 51 Euro (beim 3,5-fachen Satz) auf 
93,26 Euro nach der neuen Nummer 72 steigen.

Der PBV erwartet infolge der Reform in der Summe eine leichte Honorarverbesserung für die 
Mediziner. Auch die BÄK verspricht, dass es keine Verlierer geben wird. Bis es jedoch so weit 
ist, besteht noch eine Menge Abstimmungsbedarf. Die Rahmenvereinbarung sieht vor, dass bis 
Ende 2014 eine gremienreife Entwurfsfassung der neuen GOÄ vorliegt. Experten zufolge ist eine 
Umsetzung der neuen GOÄ jedoch erst im zweiten Halbjahr 2015 realistisch. 

MVZ liegen weiter im Trend
Der neuesten Statistik der Kassenärztlichen Bundesvereinigung zufolge nimmt die Zahl der Me-
dizinischen Versorgungszentren (MVZ) weiter zu. Ende 2012 gab es bundesweit insgesamt 1.938 
Einrichtungen, und damit 124 mehr als im Vorjahr. Mit den MVZ wuchs auch die Zahl der dort 
arbeitenden Mediziner um fast 20 % auf knapp 12.000. Wie sich bereits in den Vorjahren abzeich-
nete, beschäftigen die MVZ hauptsächlich angestellte Ärzte. Während Letztere gegenüber dem 
Vorjahr um 21 % zunahmen, belief sich der Zuwachs bei den in den MVZ arbeitenden Vertrags-
ärzten auf lediglich 6,1 %. Ende 2012 arbeiteten somit 1.441 Vertragsärzte und 10.476 angestellte 
Ärzte in einem MVZ. Dabei schrumpfte die Zahl der ausschließlich vertragsärztlichen MVZ auf 83 
Einrichtungen bzw. 4,3 %, während 70 % der MVZ ausschließlich mit angestellten Ärzten arbei-
teten (2008: 58 %). 25 % der MVZ arbeiteten sowohl mit Vertragsärzten als auch mit Angestellten. 

Am häufigsten waren in den MVZ die Hausärzte gefolgt von den fachärztlichen Internisten ver-
treten. Der Anteil der Klinik-MVZ sank von 39,5 % auf 37,5 % (763 Einrichtungen) und liegt damit 
knapp unter dem Anteil der vertragsärztlichen MVZ mit 40,7 %. Im Jahresverlauf lässt sich ein 
Trend zu immer größeren MVZ beobachten. Während im Jahr 2011 das durchschnittliche MVZ 
eine Größe von 5,5 Ärzten aufwies, stieg dieser Wert im Jahr 2012 auf 6,1. Die traditionell größe-
ren MVZ beschäftigten im Durchschnitt 6,7 Ärzte. Bei der räumlichen Verteilung der MVZ fällt auf, 
dass 46,2 % der Einrichtungen in einer Kernstadt oder einem Ballungszentrum angesiedelt sind. 
Lediglich 15,1 % der MVZ befinden sich in ländlichen Gebieten. 

Das Wachstum der MVZ deckt sich mit dem Trend zur Angestelltentätigkeit. Viele nachrückende 
Ärzte sind nicht mehr bereit, die Arbeitslast, die Verantwortung und das Risiko zu tragen, die mit 
einer eigenen Niederlassung einhergehen. Angesichts der räumlichen Verteilung der MVZ stellt 
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sich die Frage, ob diese Einrichtungen tatsächlich – wie erhofft – zu einer besseren Versorgung 
auf dem Land beitragen können. Denn die Statistik legt nahe, dass sich MVZ insbesondere dort 
ansiedeln, wo eine hohe Patientendichte besteht.

 Talk 
Talk kommentiert gesundheitspolitische Entscheidungen und Diskussionen, die 
für alle Fachrichtungen relevant sind. Das Wissen um diese aktuellen Rahmen- 
bedingungen bildet oft einen zentralen Erfolgsfaktor für alle managementrelevanten  
Entscheidungen. 

Medizinklimaindex Frühjahr 2014:  
erstmals positive Ergebnisse 
Seit Beginn der Erhebung im Jahr 2006 befinden sich die aktuellen Ergebnisse des „Medizinkli-
maindex Frühjahr 2014“ erstmals im positiven Bereich. Die Ärzte, Zahnärzte und Psychologischen 
Psychotherapeuten in Deutschland bewerten ihre wirtschaftliche Lage besser als je zuvor. Wäh-
rend der Wert im vergangenen Herbst 2013 noch bei - 2,6 lag, konnte er sich bei der jüngsten 
Befragung auf + 2,7 verbessern. Der Studie zufolge sieht die Mehrheit (47,7 %) der Ärzte, Zahnärzte 
und Psychologischen Psychotherapeuten ihre aktuelle wirtschaftliche Lage als „befriedigend“ an, 
während 35,4 % diese als „positiv“ und 16,9 % als „schlecht“ bezeichnen. Gleichzeitig erwarten 
jedoch mehr als die Hälfte der Befragten (63 %) keine Veränderung der wirtschaftlichen Lage. 
25,1 % vermuten, dass sie sich verschlechtern wird; 11,9 % rechnen hingegen mit einer wirtschaft-
lichen Verbesserung. Zum Teil ergeben sich allerdings deutliche Unterschiede bei den befragten 
Berufsgruppen. Im Einzelnen fiel die Umfrage wie folgt aus: 

■  �Bei den Humanmedizinern verbesserte sich der Index auf - 4,1, er liegt aber dennoch im nega-
tiven Bereich (Herbst 2013: - 9,6 %). 48,6 % schätzen die aktuelle wirtschaftliche Lage als „zu-
friedenstellend“, 32,4 % als „gut“ und 18,9 % als „schlecht“ ein. 33,1 % sehen die Aussichten für 
das kommende Halbjahr pessimistisch, während 55,4 % eine konstante und 11,5 % eine positive 
Entwicklung erwarten. 

■  �Wie bereits bei den vorigen Erhebungen ist die Stimmung bei den Zahnärzten mit einem Medi-
zinklimaindex von + 28,6 deutlich besser (Herbst 2013: + 15,6). 57,1 % der Zahnmediziner halten 
ihre gegenwärtige wirtschaftliche Lage für „gut“, 31,4 % für „stabil“ und 11,4 % für „schlecht“. 
Dabei erwarten die Zahnmediziner mit 71,4 %, dass sich bezüglich der wirtschaftlichen Situation 
im kommenden Halbjahr keine Veränderung ergeben wird. 20 % gehen von einer Verbesserung 
aus und 8,6 % von einer Verschlechterung. 

■  �Bei den Psychologischen Psychotherapeuten verschlechterte sich der Index jedoch leicht auf 
+ 4,2 (Herbst 2013: + 6,3). 55 % der Responder berichten von einer befriedigenden, 30 % von 
einer guten und 15 % von einer negativen wirtschaftlichen Lage. 15 % der Psychologischen 
Psychotherapeuten sind der Auffassung, dass sich die künftige Situation verschlechtern wird, 
8,3 % rechnen mit einer Verbesserung und 76,7 % gehen davon aus, dass sich keine Verände-
rungen ergeben.

Entwicklung des Medizinklimaindex nach Berufsgruppen
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Quelle: Stiftung Gesundheit, Hamburg  Grafik: REBMANN RESEARCH

Seit Beginn der Erhebung liegt der Medizinklimaindex erstmals im positiven Bereich. Der aktuelle 
Wert von + 2,7 kann als Rekordhoch bezeichnet werden. Im Vergleich hierzu hatte der Index den 
absoluten Tiefpunkt im Frühjahr 2009 mit einem Wert von - 36,7 erreicht. Allerdings tragen die Hu-
manmediziner kaum zum Rekordhoch des aktuellen Medizinklimaindex bei. Die Einzelbetrachtung 
dieser Berufsgruppe zeigt, dass diese trotz einer leichten Verbesserung deutlich pessimistischer 
als die anderen Gruppen eingestellt sind. Dies könnte auf die Unwägbarkeiten der ärztlichen Ho-
norarreformen zurückzuführen sein. Im Vergleich zum analog durchgeführten Geschäftsklimain-
dex anderer Branchen zählt die ambulante Medizin trotz positiven Ergebnisses zum Schlusslicht. 
Lediglich das Bauhauptgewerbe blickt mit einem Wert von - 3,5 pessimistischer in die Zukunft. Am 
besten ist die Stimmung gegenwärtig im verarbeitenden Gewerbe mit + 19,1.

Internet beeinflusst Arzt-Patienten-Verhältnis
Eine aktuelle Umfrage des Internetportals „Healthcare 24“ unter 3.160 Nutzern von Gesund-
heitsportalen zeigt, dass die Gesundheitsinformationen aus dem Internet einen Einfluss auf das 
Verhalten der Patienten gegenüber ihrem Arzt ausüben. Die Studie kam zu dem Ergebnis, dass 
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medizinische Informationen aus dem Internet im Vorfeld des Arztbesuchs folgende Bereiche  
beeinflussen: 

■  �Fragen an den Arzt: Über zwei Drittel der Befragten haben beim Arztbesuch aufgrund einer vo-
rausgegangenen „Konsultation“ des Internets andere oder mehr Fragen gestellt.

■  �Medizinisches Verständnis: Über 50 % der Umfrageteilnehmer gaben an, ihren Arzt dank der 
Informationen aus dem Web besser zu verstehen. 

■ �Arztwahl: Ein Drittel der Befragten hat sich aufgrund der Informationen aus dem Internet (wie 
insbes. Arztbewertungsportale) für einen anderen Arzt entschieden. 

■ �Therapie: Bei einem Drittel der Befragten hat sich der Arzt aufgrund des Informationsstandes 
des Patienten bereits einmal für eine andere Therapie oder ein anderes Arzneimittel entschieden. 

■  �Compliance: Fast zwei Drittel der Befragten verstanden und befolgten die ärztlichen Anwei-
sungen/Empfehlungen besser und über 50 % gaben an, dass sich ihr Umgang mit ihrer Medi-
kation verbessert habe.

Die Motivation für die „Konsultation“ des Internets lag bei 62 % der Befragten darin, grundle-
gende Informationen über ihre Erkrankung zu erhalten. 51 % nutzten das Netz für die Suche nach 
einem Arzt oder Krankenhaus und 40 % fokussierten auf Erfahrungsberichte von Patienten mit 
ähnlichen Krankheitsbildern bzw. -situationen. 33 % nutzten Onlineshops für Medikamente oder 
andere Gesundheitsprodukte. Das Internet ist mittlerweile zu einer festen Quelle für den Bezug 
von Gesundheitsinformationen geworden und beeinflusst direkt und indirekt das Verhalten der 
Patienten. Insgesamt lässt sich festhalten, dass es hierdurch zu einer Abnahme der Information-
sasymmetrie zwischen Arzt und Patienten kommt. Letztere fühlen sich zunehmend in der Lage, 
sich fachlich aktiv in eine Therapieentscheidung einzubringen. So sind zwei Drittel der Befragten 
davon überzeugt, dass sie aufgrund der Informationen im Internet besser Entscheidungen für 
oder gegen eine bestimmte Therapie treffen können. Die umfangreichere Information der Pati-
enten bietet Chancen, birgt aber auch Risiken. Grundsätzlich kann die bessere Information zu ei-
ner Steigerung des Gesundheitsbewusstseins und zu einem geeigneteren Umgang der Patienten 
mit ihrer Krankheit führen. Problematisch ist jedoch, dass viele Informationen rund um die The-
men Gesundheit/Krankheit „ungefiltert“ an den Patienten gelangen. In der Praxis bedeutet dies, 
dass Ärzte immer häufiger mit Patienten konfrontiert sind, die sich im Internet über Krankheiten 
und die dazugehörigen Diagnostik- und Therapiemöglichkeiten informiert und auf diese Weise 
immer öfter bereits ihre „eigene Diagnose“ gestellt haben. Hierbei besteht die Gefahr, dass medi-
zinische Informationen aus dem Web irrelevant und sogar irreführend bzw. störend in Hinblick auf 
das Arzt-Patienten-Verhältnis sein können.

Frauen und Arztberuf: nach wie vor Chancenungleichheit 
Eine aktuelle Umfrage des Hartmannbundes unter 2.772 Medizinstudentinnen und jungen Ärz-
tinnen kommt zu dem Ergebnis, dass Medizinerinnen nach wie vor gegenüber ihren männlichen 
Kollegen benachteiligt sind. 

■  �Rund 90 % der Befragten sind für eine (phasenweise) Teilzeitbeschäftigung als Ärztin offen. 
Allerdings gehen zwei Drittel dieser Gruppe davon aus, dass dies mit deutlichen Karrierenach-
teilen verbunden sein wird. 

■  �Rund 50 % der Befragten sind der Auffassung, dass sie für die Karriere auf Kinder und Familie 
verzichten müssen. 

■  �Rund 50 % der Befragten gaben als berufliches Ziel eine Position als Oberärztin oder Chefärztin 
an. Jedoch sind nur 13 % der Frauen der Auffassung, dass hierbei Chancengleichheit gegen-
über ihren männlichen Kollegen besteht. Zwei Drittel der Befragten sehen sich diesbezüglich 
benachteiligt. 

■  �Nur knapp ein Drittel der Frauen hält es für wahrscheinlich, ihre Karriereziele auch während/
nach einer Teilzeittätigkeit erreichen zu können. 

■  �Lediglich 6 % der Befragten sind der Auffassung, dass ihr Arbeitgeber/ihre Ausbildungsstätte 
die Notwendigkeit der besseren Vereinbarkeit von Beruf, Familie und Privatleben bereits aus-
reichend berücksichtigt. 41 % bescheinigen, dass Bestrebungen in dieser Hinsicht bestehen. 

■  �Nachholbedarf bei den Arbeitgebern sehen die Befragten insbesondere hinsichtlich der „starren 
und familienunfreundlichen Arbeitsbedingungen“ (70 %), der „fehlenden Bereitschaft zur Verän-
derung eingespielter Strukturen“ (68 %) und der überwiegend von Männern geprägten „Hierar-
chiestrukturen“ (59 %). 

■  �Zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben und zur Unterstützung der Karriere von Ärztinnen 
halten die Befragten vor allem „flexible Arbeitszeitmodelle“ (89 %), „arbeitszeitkompatible Kin-
derbetreuungsangebote“ (86 %) und „Wiedereinstiegsprogramme nach der Elternzeit“ (63 %) 
für erforderlich.

Düstere Aussichten für das deutsche Gesundheitssystem
Dem aktuellen Gesundheitsreport 2014 des Finanzdienstleisters MLP zufolge sind sowohl die 
Bürger als auch die Ärzte aktuell zufrieden mit dem deutschen Gesundheitssystem. Im Gegen-
satz hierzu fällt die Einschätzung der Zukunftsaussichten der Gesundheitsversorgung jedoch 
überaus pessimistisch aus: 

■  �69 % der Bürger erwarten eine zunehmende Zwei-Klassen-Medizin. 
■  �Knapp zwei von drei Versicherten befürchten einen Leistungsverlust, weniger Zeit der Ärzte für 

die Patienten aufgrund Personalmangels und höhere eigene Kostenbeteiligungen bei Operati-
onen/Arztbesuchen. 
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■  �Knapp 50 % der Bürger gehen davon aus, dass sie im Pflegefall finanziell nicht ausreichend 

abgesichert sind. 
■  �75 % der Ärzte erwarten eine zunehmende Zwei-Klassen-Medizin. 
■  ��Mehr als drei von vier Medizinern sehen die Therapiefreiheit in Gefahr. 
■  �20 % der Ärzte geben zu, dass bereits heute häufig oder gelegentlich aus Kostengründen auf 

Behandlungen verzichtet wird. 
■  �71 % der Krankenhausärzte fürchten eine Verschlechterung der finanziellen Situation ihrer Klinik. 
■  �43 % der Krankenhausärzte sind der Meinung, dass aufgrund des Spardrucks bereits erforder-

liches Personal abgebaut wurde, und 79 % rechnen mit einer weiteren Zuspitzung.
■  �60 % der Mediziner gehen davon aus, dass sich die Qualität der medizinischen Versorgung an 

den Krankenhäusern verschlechtern wird.

Hauptgründe für die düsteren Prognosen sind die Überalterung der Gesellschaft, die abnehmende 
Zahl an Beitragszahlern sowie der bereits heute spürbare Ärztemangel bzw. die Personalpolitik in 
den Krankenhäusern. Angesichts der dargestellten Befragungsergebnisse ist es nicht verwunder-
lich, dass immer mehr Mediziner das Land verlassen. Entsprechend den Angaben der Bundes- 
ärztekammer sind im Jahr 2013 insgesamt 3.035 ursprünglich in Deutschland tätige Mediziner in 
das Ausland abgewandert. Zu den beliebtesten Auswanderungsländern zählen die Schweiz, Ös-
terreich und die USA. Die Funktionsfähigkeit des Gesundheitswesens ist daher mehr denn je von 
der Zuwanderung ausländischer Ärzte abhängig. Dies trifft vor allem im Krankenhaussektor zu.

 Fachrichtung 
Fachrichtung geht ins Detail und zeigt Veränderungen auf, die eine ganz spezielle Fach- 
richtung oder die Meinung der oft starken Fachrichtungslobby betreffen. Dadurch wird die  
Gesamtbranche weiter segmentiert und somit auf spezielle Chancen sowie Risiken innerhalb 
einzelner Marktsegmente hingewiesen.

ALLGEMEINÄRZTE
Südwesten: Hausärzteverband sieht Versorgungsdefizite 
Der Deutsche Hausärzteverband warnt vor einer drohenden hausärztlichen Unterversorgung in 
Baden-Württemberg. Grund ist, dass laut Verband die Zahl jener Hausärzte, die eine Vollver-
sorgung anbieten, auf 4.000 bis 4.500 geschrumpft ist. Die anderen 3.000 bis 3.500 Hausärzte 
im Südwesten beschränken sich auf eine Teilzeittätigkeit oder haben sich spezialisiert und kön-
nen somit keinen vollen Beitrag zur hausärztlichen Versorgung leisten. Auch die Kassenärztliche 
Vereinigung (KV) beobachtet die Entwicklung bei den Hausärzten mit Sorge. Laut KV ist da-
mit zu rechnen, dass sich in den kommenden vier bis fünf Jahren pro Jahr rund 500 Hausärzte 

in den Ruhestand verabschieden werden, denen aller Voraussicht nach nur eine ungenügende 
Zahl an Nachfolgern gegenübersteht. So legen im Südwesten jährlich lediglich rund 110 bis 120 
Nachwuchsmediziner die Facharztprüfung Allgemeinmedizin ab. Gegenwärtig gibt es in Baden- 
Württemberg bereits 289 offene Zulassungsmöglichkeiten für Hausärzte. Mit den sich abzeich-
nenden Versorgungsproblemen im hausärztlichen Bereich steht Baden-Württemberg nicht al-
leine da. Grund ist u. a., dass sich junge Mediziner bevorzugt anderen Fachrichtungen zuwen-
den. So zeigt auch die neueste Ärztestatistik der Bundesärztekammer, dass von den bundesweit 
insgesamt 123.627 niedergelassenen Ärzten (Stichtag 31. Dezember 2013) nur noch 27 % als 
Allgemeinmediziner tätig waren. Von diesen hatten bereits 10 % die Grenze von 65 Jahren über-
schritten. Rund 39 % gehörten der Altersgruppe zwischen 50 und 59 Jahre an. Ferner gab es bei 
der Allgemeinmedizin mit 63,3 % den höchsten Frauenanteil unter den Fachgruppen. 

Auch bei anderen Fachgruppen geben die Entwicklungen Anlass zur Sorge. Zwar erhöhte sich 
nach Angaben der Bundesärztekammer die Gesamtzahl der Mediziner zum Jahresende 2013 
um 2,5 % gegenüber dem Vorjahr auf 357.000. Verschiedene Faktoren führen jedoch dazu, dass 
selbst bei einer jährlich zunehmenden Anzahl von Medizinern die entstehenden Versorgungslü-
cken nicht kompensiert werden können. Neben der zunehmenden Überalterung der Ärzte sinkt 
infolge der immer häufigeren Teilzeitbeschäftigung auch die durchschnittliche Arbeitszeit je Arzt. 
Allein innerhalb der vergangenen Dekade stieg die Zahl der teilzeitbeschäftigten Ärzte von 31.000 
auf rund 54.000 an. Als wesentliche Hemmnisse für die Niederlassung nennt die KV die überbor-
dende Bürokratie und das zunehmende wirtschaftliche Risiko. So bestätigt auch eine aktuelle 
Mitgliederbefragung des Marburger Bundes (MB-Monitor 2014), dass junge Mediziner mehrheit-
lich eine Niederlassung scheuen: 52 % der Befragten planen nach ihrer Facharztprüfung zunächst 
eine Tätigkeit im Krankenhaus. Langfristig können sich 39 % der weiblichen Befragten eine Nie-
derlassung vorstellen, während dieser Prozentsatz bei den Männern lediglich 27 % beträgt. 

Diese Entwicklungen machen deutlich, dass sich die Rahmenbedingungen im Arztberuf den sich 
wandelnden Bedürfnissen der Ärzte anpassen müssen. Teilzeitangebote gibt es vor allem in Kli-
niken und in der ambulanten Versorgung in den MVZ. Einzelpraxen in ländlichen Regionen sind 
deshalb immer schwerer abzugeben. Abhilfe könnte in Form von Berufsausübungsgemeinschaf-
ten geschaffen werden, die Ärzten flexiblere Arbeitszeiten bieten. Dies stellt jedoch hohe Anfor-
derungen an die Team- und Kooperationsfähigkeit der Inhaber. Zudem ist das finanzielle Risiko 
größer als im Angestelltenverhältnis in einer Klinik oder MVZ.

FACHÄRZTE
Handlungsbedarf bei der Schmerzmedizin
Nachdem die Deutsche Gesellschaft für Schmerzmedizin (DGS) in einem offenen Brief an den 
Bundesgesundheitsminister für die Einführung eines Facharztes für Schmerzmedizin und damit 
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für die Anerkennung von „chronischen Schmerzen“ als eigenständige Erkrankung eingetreten 
ist, hat nun auch der 117. Deutsche Ärztetag in Düsseldorf eine Stärkung der Schmerzmedizin 
in Deutschland und einen leichten und abgestimmten Zugang für alle betroffenen Patienten zur 
schmerzmedizinischen Versorgung gefordert. Nach dem auf dem Ärztetag vorgestellten Kon-
zept soll hierbei dem Hausarzt die Lotsenfunktion zukommen. Zu seinen Aufgaben zählen die 
Abgrenzung von akutem und chronischem Schmerz, erforderlichenfalls die Einleitung der weite-
ren (Differenzial-)Diagnostik, die Erstellung eines Therapieplans sowie eine therapeutische Erst-
versorgung. Dabei stellen die Hausärzte die erste Versorgungsebene dar und gewährleisten die 
Koordination und Kontrolle in einem abgestuften Konzept, das über fachärztliche Experten bis hin 
zu schmerztherapeutischen Einrichtungen mit einem interdisziplinären und multiprofessionellen 
Behandlungsteam reichen soll. Daneben fordert der Ärztetag die Einbeziehung schmerzthera-
peutischer Einrichtungen in die Bedarfsplanung, eine verbesserte Akutschmerztherapie in den 
Krankenhäusern sowie den Aufbau einer spezialisierten schmerzmedizinischen Versorgung für die 
steigende Zahl chronisch schmerzkranker Kinder und Jugendlicher. 

Nach Auskunft der Bundesärztekammer sind rund zehn Millionen Menschen in Deutschland von 
chronischen Schmerzen betroffen – mit oft langem (durchschnittlich sieben Jahre dauerndem) 
Leidensweg. Dabei ist die Versorgung in vielen Fällen unzureichend. Wie die DGS berichtet, wer-
den die Patienten oft von verschiedenen Fachärzten behandelt, deren Kapazitäten bei weitem 
nicht als ausreichend zu bezeichnen sind. Die DGS spricht von einem Bedarf von 5.500 bis 6.000 
Schmerzmedizinern. Ärztevertreter fordern bereits seit langem eine Verbesserung der schmerz-
medizinischen Versorgung in Deutschland. Dabei gehen jedoch die Ansichten auseinander, ob 
dies am effektivsten in Form der Einführung eines eigenen Facharztes für Schmerzmedizin oder 
über den Ausbau der schmerzmedizinischen Kompetenzen in Form einer zielgerichtete Aus-, Wei-
ter- und Fortbildung aller Arztgruppen gekoppelt an eine bessere Vergütung der schmerzmedizi-
nischen Leistungen geschehen soll. 

Erste Schritte zu einer Stärkung der Schmerzmedizin wurden bereits mit der Verankerung der 
Schmerztherapie als Querschnittsfach in der ärztlichen Approbationsordnung getan. Ab 2016 ist 
die Schmerztherapie ein Pflicht- und Prüfungsfach für Medizinstudierende. Ferner soll die all-
gemeine Schmerzmedizin, die bereits seit 2003 in der (Muster-)Weiterbildungsordnung für alle 
patientenversorgenden Fachgebiete verankert ist, laut Beschluss des Ärztetages im Rahmen der 
Novellierung der (Muster-)Weiterbildungsordnung hinsichtlich der Anforderungen und zu vermit-
telnden Kenntnisse weiterentwickelt werden. Unabhängig davon, in welcher Weise die schmerz-
medizinische Versorgung gestärkt wird, sprechen medizinische und ökonomische Gründe eindeu-
tig für weiteren Handlungsbedarf. Unzureichend behandelte akute Schmerzen gehen mit einem 
steigenden Risiko für eine Chronifizierung einher, was wiederum erhöhte Mortalität und hohe Be-
handlungskosten (u. a. in Form einer steigenden Inanspruchnahme der stationären Versorgung) 
nach sich zieht. Die schmerzmedizinische Akutversorgung bewirkt hingegen eine schnellere Mo-
bilität und Arbeitsfähigkeit sowie steigende Lebensqualität der Patienten. 

Gastroenterologen: Überalterung wird zum Problem 
Die Deutsche Gesellschaft für Gastroenterologie, Verdauungs- und Stoffwechselkrankheiten 
(DGVS) warnt angesichts der Ergebnisse des Gutachtens „Gastroenterologische Kernleistungen 
unter gesundheitsökonomischen Aspekten“ vor einer Überalterung der Ärzte ihres Fachbereichs. 
Rund 50 % der in den Kliniken tätigen Gastroenterologen ist bereits mindestens 50 Jahre alt. 
Ähnlich sieht die Situation bei den niedergelassenen Kollegen aus. Insgesamt ist zu erwarten, 
dass bis zum Jahr 2026 über die Hälfte der gegenwärtig tätigen Gastroenterologen aus Alters-
gründen nicht mehr für die Patientenversorgung zur Verfügung stehen wird. In den kommenden 
zehn Jahren besteht ein Ersatzbedarf von rund der Hälfte der entsprechenden Fachärzte, um das 
gegenwärtig behandelte Patientenvolumen weiterhin versorgen zu können. Aufgrund der demo-
grafischen Entwicklung kommt das Gutachten jedoch zu dem Schluss, dass die Nachfrage an 
gastroenterologischen Leistungen in den kommenden Jahren um ca. 2,5 bis 5,5 % steigen wird. 
Dabei rechnen die Autoren aber damit, dass der Leistungsbedarf nach einem Höhepunkt zwi-
schen 2023 und 2027 langsam wieder abflacht.

Auch in anderen Facharztgruppen gibt es ähnliche Überalterungs- und Nachwuchsprobleme. 
Viele Fachgesellschaften sind deshalb bemüht, über zahlreiche Schienen (wie z. B. Informations-
veranstaltungen, Fortbildungsveranstaltungen speziell für junge Ärzte und sogar Stipendien) ärzt-
lichen Nachwuchs zu gewinnen. Die DGVS gibt sich angesichts der Entwicklungen beim fachärzt-
lichen Nachwuchs recht zuversichtlich. Einen Anreiz für potenzielle Gastroentereologen dürfte 
die Tatsache bieten, dass ca. 45 % der stationär tätigen Gastroenterologen eine besser dotierte 
Oberarzt- und Chefarztstelle besetzen. Auch Medizinerinnen entscheiden sich immer häufiger für 
das Fachgebiet, was der Anstieg ihres Anteils von 12 % im Jahr 1996 auf 22 % im Jahr 2011 zeigt.

ZAHNÄRZTE
Heime: Versäumnisse bei der zahnärztlichen Versorgung
Eine im Apothekenmagazin „Senioren Ratgeber“ 5/2014 veröffentlichte Studie hat schwere Män-
gel bei der zahnärztlichen Versorgung pflegebedürftiger Menschen in Heimen aufgedeckt. Of-
fenbar wird die Zahngesundheit der pflegebedürftigen Insassen stark vernachlässigt. Der Un-
tersuchung zufolge hatten 83 % der Heimbewohner kariöse Zähne und 50 % ein nicht richtig 
sitzendes Gebiss. Die Gründe liegen den Studienautoren zufolge in der mangelhaften Schulung 
des Pflegepersonals sowie in Vergütungsproblemen. So wird beispielsweise die Fahrt zum Zahn-
arzt nur in Ausnahmefällen von den Kassen übernommen und umgekehrt ist auch die Honorie-
rung der Heimbesuche von Zahnärzten schlecht. Hinzu kommt, dass nur sehr wenige Heime über 
einen Behandlungsstuhl verfügen. Eine gute Zahn- und Mundgesundheit trägt jedoch zu einer 
verbesserten Lebensqualität der Pflegebedürftigen bei, erleichtert die Nahrungsaufnahme und 
das Sprechen und so die soziale Teilhabe und kann lebensbedrohliche Erkrankungen verhindern.
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Das seit dem 1. Januar 2013 geltende Pflegeneuausrichtungsgesetz (PNG) hat sich der Problema-
tik der mangelhaften zahnärztlichen Versorgung von Pflegebedürftigen angenommen. Nachdem 
jetzt endlich entsprechende Regelungen umgesetzt werden, ist zu hoffen, dass sich die Situation 
bald verbessert. Denn seit dem 1. April 2014 gilt eine neue Rahmenvereinbarung zwischen der 
Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung (KZBV) und dem GKV-Spitzenverband, die unter Mit-
wirkung der Träger von Pflegeheimen sowie der Verbände der Pflegeberufe beschlossen wurde. 
Vertragszahnärzte haben nun die Option, Kooperationsverträge mit stationären Pflegeeinrich-
tungen abzuschließen. Möglich ist hierbei auch, dass mehrere Zahnärzte gemeinsam einen Ver-
trag mit einem Heim übernehmen. Die Rahmenvereinbarung sieht vor, dass die Kooperationsver-
träge eine routinemäßige Eingangsuntersuchung sowie weitere regelmäßige Untersuchungen zur 
Feststellung von Zahn-, Mund- und Kieferkrankheiten bei Patienten in Pflegeheimen umfassen. 
Zur besseren Honorierung der zahnärztlichen Leistungen bei Pflegebedürftigen werden ferner im 
Einheitlichen Bewertungsmaßstab für zahnärztliche Leistungen (BEMA) neue Gebührennummern 
aufgenommen bzw. alte Nummern geändert.
 

 Regional 
Neben fachrichtungsspezifischen Kenntnissen sollten auch regionale Besonderheiten 
zur Kenntnis genommen werden, bevor es zu einschneidenden ökonomischen Entschei-
dungen kommt. Regional stellt den Fokus auf die einzelnen KV-/KZV-Bezirke ein und zeigt 
die Veränderungen auf.

KV Baden-Württemberg: exzellentes Ergebnis  
bei den Honorarverhandlungen 
In Baden-Württemberg konnten die Honorarverhandlungen für das Jahr 2014 erfolgreich abge-
schlossen werden. Im Vergleich zu 2013 wächst das Honorarvolumen der Vertragsärzte um ins-
gesamt 4,4 %. Unter Berücksichtigung der besonderen Förderung des Notfalldienstes ergibt sich 
sogar eine Steigerung um 4,8 %. Damit überschritten die Honorare in Baden-Württemberg erst-
mals die Vier-Milliarden-Marke. Im Einzelnen setzt sich das Verhandlungsergebnis aus folgenden 
Komponenten zusammen: 

■  �Erhöhung des Orientierungswertes um 1,3 % (regionaler Punktwert: 10,1300 Cent)
■  �Anstieg der Morbiditätsorientierten Gesamtvergütung (MGV) um 0,9 % durch die „Verände-

rungsrate“ (Berücksichtigung des erhöhten Behandlungsbedarfs in Folge der Entwicklungen 
bei Demografie und Morbidität)

■  �Erhöhung der Morbiditätsorientierten Gesamtvergütung (MGV) um 0,6013 % infolge der   

EBM-Anpassung der Pauschale für die fachärztliche Grundversorgung (PFG) und der hausärzt-
lichen Zusatzpauschale 

■  �Anhebung der Wegegebühren um 1,3 % bei Möglichkeit eines Mehrfachansatzes bei längeren 
Wegstrecken im Notfalldienst

■  �Weiterentwicklung der Vergütung des ambulanten Operierens (AOP) und insbesondere der zu-
gehörigen Begleitleistungen 

■  �Fortführung aller bisherigen Förderungen (Mammografie-Screening, Drogensubstitution, beleg- 
ärztliche Leistungen, geriatrische Versorgung im hausärztlichen Bereich, praxisklinische Beo-
bachtung und Betreuung, subkutane Immuntherapie, Heimbesuche durch Haus- und Fachärzte) 

■  �Budget für „akutsituative Strukturprobleme“ in Höhe von rund 3 Mio. Euro 
■  �Erhalt sämtlicher extrabudgetärer Leistungen und Zusatzverträge, insbesondere DMP, Onko-

logievereinbarung, Sozialpsychiatrie, Prävention, ambulantes Operieren, postoperative Betreu-
ung durch Operateur und Weiterbehandler, Psychotherapie, Balneophototherapie, Sonderver-
träge, z. B. Hautkrebsscreening und Starke Kids. 

■  �Förderung des Notfalldienstes mit zusätzlichen 12 Mio. Euro

Angesichts des bundesweit vereinbarten Honorarsteigerungskorridors von 3 % ist das Verhand-
lungsergebnis aus Sicht der Ärzte außerordentlich gut. Mit 3,1 % und 3,25 % fielen die Ergebnisse 
z. B. in Bayern und Rheinland-Pfalz deutlich niedriger aus. Als weiteren Erfolg bezeichnet die KV 
den hohen Anteil der ausbudgetierten Leistungen. Dieser liegt mittlerweile bei rund 30 % und 
bildet damit einen weiteren Schritt in Richtung „fester Preise“.

KV Nordrhein: Ernüchterung bei der Abrechnung 
Die erste Abrechnung nach dem neuen Hausarzt-EBM fiel deutlich anders aus als die Simulati-
onen der KBV. Die geplante Punktsummenneutralität wurde nicht erreicht, was einen niedrigeren 
Leistungsbedarf zur Folge hat. Dieser ging ohne Geriatrie und Palliativmedizin um 1,99 % zu-
rück. Geplant war lediglich ein Rückgang um 0,2 %. Besonders traf es die Kinderärzte, deren 
Leistungsbereich um 3,09 % sank. Auffallend ist, dass die Gesprächsleistungen nur in 33,6 % 
der Fälle angesetzt wurden, während die Planung von 48 % ausging. Damit haben 78 % der Pra-
xen ihr Gesprächsbudget nicht ausgeschöpft. Dagegen wurden deutlich mehr Leistungen in den 
Bereichen Palliativmedizin, Sozialmedizin und Geriatrie abgerechnet. Auch die Änderung bei den 
Chroniker-Ziffern führte zu Verwerfungen in der Abrechnung. Dennoch will die KV Nordrhein keine 
Änderungen am HMV vornehmen, sondern die Entwicklung weiter beobachten. 

Die Umstellungen in dem neuen Hausarzt-EBM sind erheblich umfangreicher und komplizierter, 
als es auf den ersten Blick erscheint. Daher ist es nicht verwunderlich, dass bei der ersten Abrech-
nung nach der Umstellung noch starke Abweichungen von der Simulation bestehen. Sicher hat 
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60-Sekunden-Schnell-Bluttest und einem Speicheltest, dessen Ergebnisse nach 20 Minuten fest- 
stehen. Um die Anonymität zu wahren, werden die Tests in einem Nebenraum durchgeführt. Der 
HIV-Schnelltest im Supermarkt ist Teil eines Gesamtprojekts, mit Hilfe dessen die überdurch-
schnittliche HIV-Rate der Region gesenkt werden soll. Zu diesem Zweck wurden bereits Test-
aktionen in Bibliotheken und Diskotheken durchgeführt. Die Initiatoren berichten, dass sie mit 
diesen Aktionen nicht nur die besonders gefährdete Gruppe der Homosexuellen, sondern auch 
Menschen aus allen gesellschaftlichen Schichten erreicht haben. Oft lassen sich beispielsweise 
Paare am Anfang einer neuen Beziehung testen. Bei Erfolg des Pilotprojekts soll das Angebot 
dauerhaft fortgeführt werden. 

Der Modellversuch zielt darauf ab, gerade jene Menschen zu erreichen, für die der Gang in die 
Arztpraxis eine Hemmschwelle darstellt. Diesbezüglich sind die USA Vorreiter. Dort gibt es be-
reits seit 2012 einen Schnelltest, der auch zuhause durchgeführt werden kann. In Deutschland ist 
der Verkauf von HIV-Schnelltests an Privatpersonen untersagt. Es besteht jedoch die Möglichkeit, 
sich bei den Beratungsstellen der Gesundheitsämter kostenlos und anonym testen zu lassen. 
Ebenfalls kostenfrei für die Patienten ist der Test beim Hausarzt.

Wiener Arzt eröffnet Drive-in-Praxis
Der Allgemeinarzt und Anästhesist Dieter Zakel aus Österreich hat am 1. Mai 2014 eine Praxis an 
einer Tankstelle in Wien eröffnet. Die anvisierte Zielgruppe sind laut Zakel (berufstätige) Patienten, 
die wenig Zeit für einen Arztbesuch haben. Im nur acht Quadratmeter großen „dr.ive in“, das 
weder über ein Vorzimmer noch über Sprechstundenhilfen verfügt, sollen sie auf dem Weg zur 
bzw. von der Arbeit montags bis sonntags zwischen 6 und 22 Uhr eine erste Diagnose sowie bei 
Bedarf Arzneimittelrezepte und eine Überweisung für die weitere Behandlung erhalten. Für eine 
15-minütige Konsultation ohne vorige Anmeldung und Wartezeiten verlangt der Arzt 50 Euro. Vor 
einer dauerhaften Umsetzung des neuen Versorgungsmodells ist zunächst eine Testphase bis 
Ende Juli geplant. Kritik kommt von der Wiener Ärztekammer, die in dem Konzept einen „Marke-
ting-Gag“ sieht und die Tankstellenpraxis sorgfältig beobachten will. Aus rechtlicher Sicht steht 
der „Tankstellenarzt“ auf der sicheren Seite, da Ärzte in Österreich den Ort ihres Leistungsange-
bots frei wählen dürfen. Ferner hat die durch die Österreichische Gesellschaft für Qualitätssiche-
rung und Qualitätsmanagement in der Medizin die Praxis begutachtet und, nach Zakels Angaben, 
nur Kleinigkeiten bemängelt

Auch hierzulande stößt das Modell, etwa beim Bundesverband der Gesetzlichen Krankenkassen 
(GKV) und der Kassenärztlichen Bundesvereinigung (KBV), auf Skepsis, u. a. weil sie bei dem 
Modell die „geschützte Atmosphäre einer Arztpraxis“ vermissen. Die dreimonatige Pilotphase 
der Drive-in-Praxis wird zeigen, ob die Drive-in-Praxis auf eine ausreichende Nachfrage trifft. In 

die erst spät erfolgte Klarstellung, wann die Gesprächsleistung zusätzlich zur Versichertenpau-
schale abgerechnet werden darf, im ersten Umstellungsquartal zur Verunsicherung geführt. Hinzu 
kommt die Budgetierung, die eine zurückhaltende Abrechnung nach sich gezogen haben dürfte. 
Die neuen Abrechnungsmöglichkeiten müssen sich auch in den Praxen erst einspielen, bevor 
eine endgültige Aussage über die Praxistauglichkeit der EBM-Umstellung getroffen werden kann.

KV Hessen: Fördermodell für Facharztweiterbildung 
Nach Mitteilung der Kassenärztlichen Vereinigung Hessen hat der Vorstand eine Richtlinie verab-
schiedet, mit deren Hilfe Anreize zum Erwerb der Facharztzulassung geschaffen werden sollen. 
Seit dem 1. April 2014 bis Ende Juni 2014 haben die Ärzte die Möglichkeit, einen Antrag zur Förde-
rung der „ambulanten Weiterbildung zum Erwerb zulassungsfähiger Facharztkompetenzen in der 
fachärztlichen Versorgungsebene“ zu stellen. Die finanzielle Unterstützung mit monatlich jeweils 
1.750 Euro pro Arzt und einer Förderdauer von sechs Monaten soll dann ab dem 1. Juli 2014 begin-
nen. Insgesamt stellt die KV ein Jahresbudget von 727.000 Euro zur Verfügung. Von der Förderung 
ausgeschlossen sind Weiterbildungen für psychologische Psychotherapeuten bzw. psychothera-
peutisch tätige Ärzte, die künftig nach einer eigenen Richtlinie gefördert werden sollen. 

Die KV Hessen ist bundesweit eine der ersten KVen, die das im hausärztlichen Bereich lang be-
währte Fördermodell, das bereits mit dem GKV-Solidaritätsgesetz von 1999 eingeführt wurde, nun 
auch zur Bekämpfung des Facharztmangels zum Einsatz bringt. Nach Angaben der KV besteht 
dringender Handlungsbedarf, da in Hessen derzeit bereits „mehr als 30 Stellen in der patienten-
nahen fachärztlichen Versorgung nicht mehr besetzt“ sind.

 International 
Modelle, die sich im Ausland bewährt haben, oder besonders forsche marktwirtschaft-
liche Gesundheitskonzepte anderer Länder beeinflussen die Zukunft unseres eigenen  
Systems. Das Wissen über derartige Entwicklungen kann auch in hiesigen Praxen  
richtungsweisende Veränderungsprozesse initiieren. 

Großbritannien: HIV-Schnelltest aus dem Supermarkt
In Großbritannien ist vor kurzem ein regionales Pilotprojekt zum Angebot von HIV-Tests in Su-
permärkten an den Start gegangen. Ab sofort stehen im Supermarkt Tesco in der Stadt Slough 
zwei unterschiedliche Tests zur Verfügung. Die Verbraucher haben die Wahl zwischen einem 
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den USA sind derartige Versorgungsmodelle, die Patienten (z. B. in Supermärkten) schnell und 
unkompliziert medizinischen Rat sowie eine erste Versorgung bieten, bereits seit langem Usus. 
Bislang hatte die Tankstellenpraxis ein durchschnittliches Aufkommen von sechs Patienten pro 
Tag. Dies mag wenig erscheinen, ergibt jedoch monatliche Gesamteinnahmen von 8.400 Euro, 
denen nur sehr geringe Praxiskosten gegenüberstehen.

 Trend 
Auch Trend soll helfen, kreative Beratungsinhalte zu generieren. Visionäre Ideen aus  
der Welt der Heilberufler, ein besonders Nutzen bringender Einsatz der Technik oder  
effiziente Rationalisierungskonzepte werden vorgestellt. 

Kassen öffnen sich für Mobile-Health 
Die Barmer GEK und das bundesweite Augenarztnetz „Ocunet“ haben einen Vertrag zur Be-
handlung von Kindern mit Amblyopie geschlossen, der u. a. eine Internettherapie umfasst. Seit 
dem 1. April erhalten betroffene Kinder, die bei der Barmer GEK versichert sind, eine Verord-
nung einer speziell entwickelten App zur Augenschulung sowie insgesamt vier Termine in einer 
dreimonatigen Zeitspanne. Die Vergütung für diese Leistungen in Höhe von 145 Euro wird von 
der Kasse dann übernommen, sofern die Okklusionstherapie (Abkleben des gesunden Auges), 
welche nach wie vor Therapie der Wahl bleibt, nicht greift. Die Augentrainingsapp wurde von der 
Firma Caterna, einem Gesundheits-Start-up, entwickelt und beinhaltet eine webbasierte Stimula-
tionstherapie, die auf Vorarbeiten der Technischen Universität Dresden basiert. Das spielerische 
Augentraining zielt darauf ab, die Sehkraft des geschwächten Auges zu stärken. Dabei wird das 
Auge durch Lichtreize auf dem Monitor stimuliert. Über die Kombination mit Computerspielen 
sollen die Motivation und Mitarbeit der Kinder gesichert werden. Bundesweit sind rund 5 % al-
ler Kinder von der Amblyopie betroffen. Die Barmer GEK hat rund 12.000 Versicherte zwischen 
vier und zwölf Jahren, die unter der einseitigen Sehschwäche leiden. Sie rechnet damit, dass im 
ersten Jahr zwischen 500 und 1.000 Kinder von dem neuen Programm profitieren werden. Es 
war nur eine Frage der Zeit, bis die erste mobile Gesundheitsapplikation auch von den Kassen 
als Therapiemöglichkeit anerkannt und vergütet wurde. Der Firma Caterna zufolge, sind weitere 
Kassen an der App interessiert. Trotz dieses ersten Schritts wird noch einige Zeit vergehen, bis 
mobile Health-Anwendungen wie z. B. medizinische Apps in der Regelversorgung ankommen. 
Grund sind große Umsetzungshindernisse, wie z. B. fehlende Evidenznachweise zum klinischen 
und wirtschaftlichen Nutzen und datenschutzrechtliche sowie berufsrechtliche Bestimmungen, 
wie beispielsweise das Fernbehandlungsverbot.

Apotheken: Markt im Umbruch 
Die elfte Apothekenmarktstudie der Sempora Consulting kommt zu dem Ergebnis, dass Fran-
chisemodelle im Apothekenbereich immer beliebter werden. Anhand einer Befragung von 249 
Apothekern, 37 Pharmamanagern und 630 Konsumenten gelangt das Unternehmen zu dem 
Schluss, dass das Franchising aus Sicht der Hersteller im Vergleich zu anderen Vertriebskanälen 
zunehmend an Bedeutung für den Vertriebserfolg gewinnt. 56 % der Hersteller rechnen damit, 
dass der Markt langfristig dadurch geprägt sein wird, dass lediglich die zwei Top-Marken und 
eine Handelsmarke je Kategorie in Apothekenverbünden vertreten sein werden. Gegenwärtig liegt 
die Apothekenkooperation Linda mit einer Markenbekanntheit von 66 % an der Spitze der Koo-
perationen. Die Umfrage ergab ferner, dass die Verbraucher zunehmend die Versandapotheken 
für den Medikamentenbezug wählen: 75 % der Konsumenten haben bereits einmal auf diesem 
Weg Arzneimittel bezogen. Den höchsten Bekanntheitsgrad unter den Versandapotheken genießt 
nach wie vor DocMorris, gefolgt von der shop-apotheke. Die Befragung der Pharmaunternehmen 
ergab, dass 72 % künftig mit einem steigenden Wettbewerbsdruck u. a. durch den Markteintritt 
weiterer ausländischer Hersteller rechnen. 70 % der Befragten gehen von einer Zunahme der Fir-
menübernahmen aus und über ein Drittel der Umfrageteilnehmer plant eine Stärkung ihrer Wett-
bewerbsposition durch die Übernahme von Marken oder Unternehmen. Ferner bietet aus Sicht 
der Pharmaunternehmen insbesondere der Markt der Phytopharmaka sehr gute Wachstumsaus-
sichten. Bei den pharmazeutischen Großhändlern spielt sich der Wettbewerb vor allem über die 
den Apotheken gewährten Konditionen ab. Während bei der Umfrage 2012 lediglich 23 % der 
Apotheker in den „vergangenen Jahren“ bessere Konditionen ausgehandelt hatten, stieg dieser 
Anteil aktuell auf 74 %. Umgekehrt halten 89 % der befragten Pharmahersteller (2012: 63 %) den 
gegenwärtigen Konditionenwettbewerb unter den Großhändlern für belastend hinsichtlich des 
Direktgeschäfts mit Apotheken.

Die Befragung zeigt, dass sich gegenwärtig alle Akteure des Arzneimittelmarktes auf neue Rah-
menbedingungen einstellen müssen. Auch für die Apotheke vor Ort wird die Lage zunehmend 
schwieriger, wie die jährlich abnehmende Zahl der Apotheken zeigt. Eine Studie des Thünen-In-
stituts für ländliche Räume vom Dezember 2013 geht davon aus, dass es auch in Zukunft zu wei-
teren Schließungen kommen wird. Grund ist, dass viele Apotheken aufgrund eines zu geringen 
Kundenaufkommens als gefährdet gelten. 
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Fortbildungsveranstaltungen 2014

Die Zukunft des niedergelassenen Arztes liegt in der Kooperation.

Seminarinhalt: 	 n �Kooperationsformen unter betriebswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten

	 n �Abrechnungsproblematik der einzelnen Kooperationsformen
	 n Der Weg zur richtigen Kooperation
	 n Wertsicherung der Praxis
	 n Nachfolgeregelung durch Kooperationsformen

Abendseminar:	 von 19:00 bis 21:00 Uhr

Es ist davon auszugehen, dass in den nächsten 20 Jahren ca. 50.000 Ärzte  
aus der ambulanten Versorgung ausscheiden. Man sollte sich daher rechtzeitig 
über seine eigene Zukunft Gedanken machen.

Seminarinhalt: 	 n �Einstiegsvarianten in Kooperationsformen
	 n Anstellungsmodelle
	 n Praxisübernahme
	 n Öffentliche Förderung
	 n Finanzierungsformen

Abendseminar:	 von 19:00 bis 21:00 Uhr

Die Termine sowie den Veranstaltungsort erfahren Sie bei uns.

Von der Landesärztekammer Baden-Württemberg
anerkannte Fortbildungen für Ärzte und Zahnärzte

Referenten:
Martin Graf
Geschäftsführer H.U.G Betriebswirtschaftliche Beratungsgesellschaft mbH, 
Anerkannter RKW-Berater 
Lehrbeauftragter der Hochschule für Gesundheitswesen
Dozent IBG Institut

Rolf Huttenlocher
Prokurist H.U.G Betriebswirtschaftliche Beratungsgesellschaft mbH, 
Anerkannter RKW-Berater

Dragisa Macos
Prokurist H.U.G Betriebswirtschaftliche Beratungsgesellschaft mbH, 
Anerkannter RKW-Berater
Dozent IBG Institut

Burkhard Bedei
langjähriger Mitarbeiter der KV-Nord-Württemberg,
Mitautor unterschiedlichster Fachliteratur

Klaus Vossler
Steuerberater

Ulrike Hespeler
Assessorin der Landesärztekammer Baden-Württemberg

Kooperation?

Praxis oder Klinik?

3 
Fortbildungs-

punkte

3 
Fortbildungs-

punkte
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Ärztestammtische 2014
Für unsere Mandanten sind wir gerne bereit vor Ort einen Ärztestammtisch zu folgenden Themen durchzuführen

H.U.G
Betriebswirtschaftliche 
Beratungsgesellschaft mbH

Kesselstraße 17, 70327 Stuttgart
Postfach 60 02 63, 70302 Stuttgart
Fon +49 711 / 2489773
Fax +49 711 / 282791
E-Mail mail@hug-beratung.de

H U G
U
G

Healthcare Competition Center

2014 haben Sie so gute Möglichkeiten wie noch 
nie, eine berufliche Veränderung vorzunehmen!

Bei einer kulinarischen Tischrunde erfahren Sie alles 
Wichtige zum Thema

	 n �Teilzulassung mit  
Angestelltenverhältnis, 

	 n Vollzulassung,
	 n Juniorpartner,
	 n Finanzierung,
	 n öffentliche Fördermittel.

Welche Kooperation ist sinnvoll?

Bei einer kulinarischen Tischrunde erfahren Sie alles 
Wichtige zum Thema

	 n Kooperationsformen, 
	 n Honorarauswirkungen,
	 n �Betriebswirtschaftliche  

Gestaltungsmöglichkeiten.

Praxisabgabe und Nachfolge rechtzeitig planen!

Bei einer kulinarischen Tischrunde erfahren Sie, wie 
und wann man rechtzeitig beginnt die Nachfolge  
zu planen.

Nutzen Sie unser Know-how!
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	 Healthcare/Gesundheitswesen
	 n Hausärzte
	 n Fachärzte
	 n Zahnärzte
	 n MVZ
	 n Apotheker
	 n Tageskliniken ambulant/stationär
	 n Kliniken
	 n Krankengymnasten/Physiotherapeuten
	 n Sonstige Heilberufsangehörige

	 Competition/Wettbewerb
	 n Einzelpraxis
	 n Berufsausübungsgemeinschaft örtlich/überörtlich
		  - BGB Gesellschaft
		  - Partnerschaftsgesellschaft
		  - Medizinisches Versorgungszentrum
	 n Organisationsgemeinschaft
		  - Praxisgemeinschaft
		  - Gerätegemeinschaft
		  - ausgelagerte Praxistätigkeit

	 Center/Schaltstelle
	 n Controlling
	 n Liquiditätsplanung
	 n Unternehmensbewertung
	 n Basel II / Rating
	 n Existenzgründung
	 n Betriebsübergabe
	 n RKW-Beratung
	 n Öffentliche Förderung
	 n Finanzierung
	 n Leasing
	 n Altersvorsorge
	 n Fortbildung
	 n Zulassungswesen / Kassenrecht
	 n Abrechnungsanalyse
	 n anerkannte LÄK – BW Fortbildungsveranstaltungen
	

Unternehmensgründung: 	
1988

Geschäftsführer: 	
Martin Graf

Beraterteam: �	
Martin Graf, Dragisa Macos,  
Rolf Huttenlocher, Achim Bacher

Vertragsarztexperte: 	
Burkhard Bedei

Seminarorganisation: 	
Susanne Ullrich, Janine Böttcher


